
Äusfertigung

Zvilsenert

Aktenzeichen: 7 U 14,gl1g
Landgericht Dresden, Z O 1gg/17

Verkündet am: 27 .A}.2O1B

Reinke
Urkunds beamter/in der Geschäfts stelle

IM NAIVIEN DES VOLKES}

ENEURTEIL

ln dem Rechtsstreil

P. to- essbevot I rnächtiq$1

gegen

P.rozess bewilmächtigte:

wegen Forderung

hat der 7. Zvilsen;at des Oberlandesgerichts Dresden durch

R ichter am oberlandesglericht weidelhofer ars Eirzelrichter

Oberl and esgericht D resd e.n

- Klärger und Berufungsbeklagter -

- Beidagte und Berufungsklägerin -
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€aufgrund der mtlndliclren Verhandlung vom 23.ß.2A18 am 21'.A9.2O18

für Recht erkannt;

L Die Berurfung der Beklagten gegen das Endurteil des Landgerichts Dresden vom

18.01.2018 :2O 199117 - wird zurilclgewiesen.

ll. Die Beklagte hrat die Kosten des Berufungsverhhrens zu tragen.

lll. Das Urteil ist vcrrläufig vollstecldrar.

lV Die Rsrision wfrd nicht zugelassen.

Gründe:

A

Von der WierJergabe cles Tatbestandes wurde gemäß den $$ 540 Abs. 2,313 a Abs 1 Siats 1

ZPO abgesehen.

B.

Die zulilssige Berufury3 der Beklagten hat in der Sache keinerr Erfotg.

1.

Denn der im Berufun5;srechtszug allein noch irn Steit stehende Anspruch des Kiägers auf

restliche MetwagenkosFn in Höhe von 1.593,79 € ist in voller Höhe begrundet.

a)

Zrtreffend hat das Larndgericht im angefochtenen Urteil hiel,zu ausgetuhr[ dass dre strettge-

genständliche Metwagpnkostenrechnung in Höhe von 2 O40,04 €, auf welche die Beklagte le-
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diglich 446,25 EUR gezahlt hat. deutlich unterhalb der maßgeblichen Tarife aus dern einschlä-

gigen SchwackeMegrreisspieget tiegt

b)

Der erkennende Senat zieht - auch in geänderter Bese2ung - weiterhin in ständiger Recht-

sprechung als Schätsgrundlage gemäß S 247 PO diesen Scnwack+llfiepreispiegel (ggf. rnit

Abschlägen, vgl- Senärtsurteil vom 15.04.2A15, k: 7 u 1W7114) heran. Aufgrund einer ent-

sprechenden Abspracfre der mit Vert(ehrsunfullrecht befassten Zvflsenate des OLG Dresden

errechnet der 7. Zvilsernat allerdings seine Verleichsvorcchlä1;e bei Mietwagenkosten auf der

Basis des arithmetiscl'ren ltfittels zwischen Schwacke und Fraunhofer - was ausweislich des

SiEungsprotokolls vonr 23 0B 2018 auch im vorliegenden Fallrso gehatten wurde.

Der Schwack+MieSre,isspiegel kann nach der gefestlgten Flechtsprechung des Bundesge-

richtshofs für die Schätzung de.s ,Normaltanfs" im maßgeblichen Postleikahlengebiet als ge-

eignete SchäEgrundlerge venryendet werden (vgt nur B(3H, Urtei! vom 17.Os.2o11 -

Az.: Vl n. ßA1O).

ci

Nach der höchsfichtertichen Rechtsprechung darf die Schaclenshöhe lediglich nicht auf der

Grundlage falscher oderr offunbar unsachlicher Ewägungen festgeseEt werden; ferner durfen

wesentliche, die Entscheidung bedingende Tatsachen nicht arrßer Betracht bleiben. AJlein der

Umstrand, dass - wie l'rier - die vorhandenen lr4arKerhebungen im Einzelfall zu deutlich vonein-

ander abweichenden Hlrgebnissefl fuhrten können, genügt nor:h nicht. um Zweifel an der Eig-

nung der einen oder anrderen Erhebung als SchäEgrundlage (die Beklagte favorisierl insoweit

die "Fraunhofur-Liste") :zu begrilnden.

Zldem darf das Gerichllim Rahmen seines Ermessens unter llerücl(slchtigung der jeweiligen

Umstände des Einzelfalles von diesen Listen - gegebenenfalls durch nbschläge oder fuschtä-

ge auf den Norrnaltarif - abweichen (vgl. BGH, Urteil vom 18.12.2012, Az.: VlZR 316/11).

d)

ln diesem Kontext übeneugen die fallhezogenen Einwendunelen der Beklagten gegen die er-

folgte Schadenschä?urrg auf Grundlage der Schwack+Liste nicht. Soweit diese - überdies

erstmals im Berufungsrechtszug - insgesamt dre{ Screenshots von Internetofferten der Fir-

men Avis, Europcar uncl Sixt aus dem April 2018 vorlegt (Arrlagen BB 3 bis BB 5) sind diese in
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der Gesamtschau derr von Klägerseite dargelegrten Anmietsituatiqn im November 2016 nrcht

hinreichend vergleichtnr, um au[zuzeigen, dass sich etwaige Mängel der Schätzgrundlage auf

die hiesige lconkrete Anmbtsituation in erheblichem Umfang ausgewirkt hätten

e)

Die von der Beklagten vorgelegten,Screenshots" sind närnlich schon nicht geeignet, ein deut-

lich niedngeres @sarntenlgdt ftr ein in sämtllchen Merkmalen und Anmietbedingungen

konkret veryleichbar<>s Fahrzeug im entsprechenden Anmietzeitnum dazulegen:

Denn den lon der Bel<lagten vorgelegten .Screenshots" ist bereits nicht zu entnehmen, dass

die im bitpunK der lrrnrnietung des UnfallersaEwagens (25,11.2A1q noch nicht genau fest-

stehende Reparafur- und darnit Metdauer auch bei einer Buchung der von der Beklagten vor-

gelegten hternet-Taräia zunächst hätte offenbleiben bzw. unproblematisch verkützt oder ver-

längert werden l<önnern. Vielmehr ist nach dem unbesfithen gebliebenen Voftrag des Klägers

in der Ben-rfungserwitJerung davon auszugehen, dess im FralJe einer unJdaren Anmietdauer

und €Jinem jedezeitigern Rückgaberecht fur das Fahzeug ein Metwagenuntemehmen zumin-

dest deuüich höhere l!üetw4genpreise verlangen wurde, falls ln derartgen Fälten - was die Be-

klagta ilberdies nicht vorgetragen hat - rlberhaupt Internetbuclrungen mit zunächst otfenen An.

rnieEeiten möglich sirrd.

D

Unabhängig davon eruibt sich aus keinem der drei von der lSeklagten vorgelegten,,screens-

hots", welche der dort genannten fusaEoptionen tatsächtich gebuchi worden sind, Die ge-

nannten Endpreise sind mithin auch nicht hansparent dargelegt, was einer Vergleichbarkeit

ebenfalls entgegensteftt.

Zudem rnüssten nach den vorgelegten verfaglichen Gestaltungen diese Fahrzeuge generell

bei den Mietwagenanbietern abgeholt werden, was einem Geschädigten nach der Rechtslr+

chung des Senates jecloch regelmäßig nicht zumutbar ist

Nach alledem fehlt es ian der ncrtrrendigen Vergleichbarkeit der von der Beklagten behaupteten

Preise mit dem rcm Kläger fabächlich vereinbarten Meipreis.

s)

Soweit die Beklagte rnonieft, der Kläger hätte vor Vert-qgsschluss Vergleichsangebote auf
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dem Örtfichen tvhrkt errnholen müssen, verweist der Senat auf seine ständige RechtsprechLrng,

wonach ein derartigerArrlass fr.tr den Geschädigten, nach einr>m grltnstigeren Tarif als den ihm

angehtenen zu fragen oder weitere Erkundigungen einzuholern, im Regelfall nur dann besteht,

wenn sich diesem auf'Grund eines erf'eblichen oder aber auflällig hohen Abweichens von den

Preisen der Schwackre-Liste Bedenken, wegen der Angemelssenheit des ihm angebotenen

Taritus hätten aufdrän1gen müssen (vgf hierzu allgerrein: BGH, Urteilvom 04.07.2006, Az.. Vl

7R 237105)- Der Senat ist der Überzeugung, dass sich ein in diesem Sinne beachtliches

Itfissverhältnis in der Flegel dem Geschädigten nur dann aufdrängen muss, wenn der rnaßgeb.

liche Tarif der Schwacke-Liste um mindestens b0% überschritten worden ist. Eine solche -

feilich pauschalierte - Werbelation hält sich zum einen in den Grenzen dqs von S 287 ZpO er-

öffneten Ermessens urnd befriedigt zum anderen das Bedilrfrris des Rechtsanwenders sowie

der Instanzgerichte netch handhabbaren, praxistauglichen Vorgaben fiJr die Schadensabwick-

lung im Alltag. Es dierrt damit nicht zuletzt auch der Rechtsarwendungsgleichheit als Teil der

Rechtssicherheit.

Hier war in diesem Zusammenhang beachUich, dass die dem Kläger angeboterren und in

Rechnung gestellten lMietwagenkosten deuflich unter den einschlägigen Tanfen aus der

Schwacke-Liste liegen Daher musste sieh dem Kfäger auch keine Bdenken wegen der An-.

gemessenheit des ihrn angebotenen tVTe$reises aufdrängen.

h)

Soweit die Beklagte rügt, das Landgericht habe bei seinen Berrechnungen einen Abzug ftrr er-

sparte Eigenaufirvendungen in Höhe von 10 % unterlassen, greift ein derartiger Abzug nach der

ständigen Rechtsprechung des Senats (vgl. nur Urteit vom 26032014, Az. T U 1110i13

m.w.N.) dann nicht, wenn - wie hier (Metwagenklasse 7 statt lrrTetwagenkJasse B, vgl. Anlagen

K 3 und K 5) - ein klasr:ienniedrigeres Fahrzeug angemietet w<lrden ist.

i)

Bei diesem Ergebnis ($chäEung der Metwqgenkosten auf der Basis der maßgebtichen Tanfe

der Schwack+Liste) kann auch dahin stehen, ob - wie der senat bereits im Rahmen der

rechtlichen Erörterung der Sache mit den Parleien in der mündlichen Verhandlung vom

23.08.2018 erwogen hart - vorliegend eine HerabseEung der erstattungsfähigen Metwagenko-

sten um 20 q/o g€r€chttertigt wäre, weil es sich bei dern streitgegenstandtichen Metfahrzeug

unstreilig nicht um ein sogenanntes ,Seibsüahreruermietfahneug" handelt. Der Senat trat

diesbeatlglich deutlich genracht - und hält hieran fest -, dass er frrr diesen Umstand jedenf,alls
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keinen höheren Abschlag als die in der Kommentarliterafur rrereinzelt vorgeschlagenen 20 %

(Vgl. hierzu.lahnke in: Burmann/Heß/Hühnermann/Jahnke, Slraßenverkehrsrecht 25. Auflage.

5 249 BGB Rn. 221 ar) für angemessen halten wirrde Würde rnan jaJoch einen derartigen Ab-

schlag von 20 o/o auf die nach der einschlägigen Schwacke-Ljste erstattungsfähigen lWetwa-

genkosten vomehmen, so läge der Endbeü-ag noch über den hier vom Kläger geltend ge.

machten Metwagenkosten, weshaJb die Berufung selbst im Falle der Zrbilligung eines sol-

chen Abschlages keinrerlei Erfolg haben wLrrde.

2

Die Kostenentscheidupg beruht auf S 97 Abs 1 Fo.

DerAtsspruch über die vorläufige Vollsfeckbarkeit ergibt sich aus den SS708 Nr. 10,7'11,

713nO.

Die VorausseEungen filr die Zrlassung der Revision gemä13 S ffi Abs. 2 ZPO liegen nicht

vor, insbesondere hat die Rechtssache keine grundsäEliche Bedeutung und auch die Fortbil-

dung des RechF sorvie die Sicherung einer einheitlichen lRechtsprechung erfordem keine

Enbcheidung des Re'uisionsgerichts. Wie bereib vorstehen(l aufgefuhrt, sieht sich der Senat

rnit seiner sEndigen fllechtsprechung im Einklang rnit der1enigen des Bundesgerichtshofs zur

Erstatfu ngsfähigkeit vrn Metw4genkosten.

Weidelhofer

Für den Gleichlaut drlr Ausfertjgung mit der Urschrift

tzbeschäftJgte
Urkunds beamtin der Geschäfts stelle
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BNU
Bundesverborrdes der Autovermieter Deutscfr onds t: 'v

Se lbstlohtet vermiettohf leug

: le ugengeld

, GrobeFol'rrlössigkeit

, Polizeiklousel

: Sc:hodennrinderungspf lichl

,r Wettbewerbsrecht/-verstoß

rj lustellung/Abholung

Winterreifen

i Novigotion

Automctik

Anhöngerkupplung

Fcrhrschu lousrüstu ng

Sc hlogworte Urteils,clotenbo nk

i Anmietung cußerhrlb Öff nungszeiten

i r Aufklörungspflicht 
"/ermietert

A Pouscholer Aufschlog für Unfcllerscrtz

:l Direktvermlttlung
I

f, Er: Eigencrspornis /r.bzug

F Erkundigungspf licht

i Geringfügigkeitsgrenze (gefohrenekm)

i Zusotzf ohrer

f, Schwoc<e-Mielore;issoieoel
l

I Frounno{ct Metp'r'issoieqel

i': Gutochten

1 , Mietwogendouer

r r NA Nulzurngsousfo I

, Rechfsonwcltskosien

lugönglic hkeit

Hoftungsr eduzierur tg/Versicher ung

Abf reiung

Not- unci Filsituotior-r

, Aktivlegiiirnclion / RDG / Bestimmiheil der I Sonstiges

- Kein Miitelwert Frounhof er-Scbwockr:t
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Unf cllersolztorif

Anspruchsgrund

U nlernetongeboie

: ,,,
Or tlicre /.rs1öncigkeit
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